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| No. 16. ren 


(No. 679.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 24ſten Auguſt 1821. „ betreffend die Ver⸗ 
5 gutung für Verabreichung eines Naturalquartiers an die nach andern 
A Garniſon⸗Orten verſetzt werdenden Offiziere. a 


uf den Bericht des Staatsminiſterii vom Toten d. M. will Ich, um die Be⸗ 
ſtimmungen des H. 18. des Servis⸗Regulativs vom ı7ten März 1810. mit de⸗ 
nen des H. 10. des Steuergeſetzes vom Zoſten Mai v. J. gegen einander auszu⸗ 
gleichen, die letztern dahin deklariren: daß zwar bei Garniſonveraͤnderungen 
ganzer Truppentheile den dazu gehörigen Offizieren in den neuen Garniſon⸗Orten 
bis zum nächſten Miethstermin, und bei Verſetzungen einzelner Offtziere dieſen 
auf vierzehn Tage, Naturalquartier angewieſen, in beiden Faͤllen aber, die Ver⸗ 
gütung dafür an die Quartiergeber oder Garniſonkommunen nach den naͤmlichen 
Saͤtzen aus dem Militairfonds geleiſtet werden ſoll, welche den Offizieren der be- 
treffenden Garniſon⸗Orte zur Selbſtbeſchaffung ihrer Quartiere gewährt werden. 

Berlin, den 21ſten Auguſt 1827. a 


FpBriedrich Wilhelm. 


(No. 680,) Allerhoͤchſte Kabinetsorder wem Aten September 1821., betreffend die Regu⸗ 
lirung des Peraͤquations⸗ und Central-⸗Steuer-Kaſſen⸗Schuldenweſens 

i 5 im Herzogthum Sachfen, - . 5 a 
E mit dem, was die Miniſterien des Innern und des Schatzes in ag, 7,Fau. 22. 9.44 
ihrem gemeinſchaftlichen Bericht vom 21Iſten November v. J. Mir vorgetragen - 
haben, finde Ich es angemeſſen, nunmehr auch im Herzogthum Sachſen die de⸗ 
finitive Regulirung und Berichtigung des aus der fruͤhern Saͤchſiſchen Verwal⸗ 
tungszeit herruͤhrenden Peraͤquations⸗ und Central⸗Steuerkaſſen⸗Schuldenwe⸗ 
ſens bewirken, und dabei, in Erwaͤgung, daß die ehemalige Peraͤquations⸗Anſtalt 
ſich lediglich auf Koöͤniglich-Saͤchſiſche Regulative gründete, und aus gleichen 
Ruͤckſichten für des Landes Beſte, die in dieſer Angelegenheit im Koͤnigreiche 
Sachſen bereits zur Ausführung gebrachten Grundfaͤtze im Allgemeinen gleichfalls 
in Anwendung bringen zu laſſen. Bin 

Jahrgang 1821. 9050 Sf Ich 


(Ausgegeben zu Berlin dent 22ſten November 1824 * ; 


An das Staatsminiſterium. 


4 


| = 
Ich beſtimme darnach Folgendes? 


1) Da eine Ausgleichung der Kriegesleiſtungen in der Art, wie ſolche durch 

das Regulativ vom 14ten Dezember 1807. und die ſpaͤteren Verordnungen 

feſtgeſetzt worden, nicht mehr ſtatt finden kann, indem auch im Herzogthum 

Sachſen ſo bedeutende Summen dazu gefordert werden wuͤrden, daß deren 

Aufbringung durch außerordentliche Anlagen nicht ohne die hoͤchſte An⸗ 

ſtrengung und Belaſtung der Unterthanen erfolgen koͤnnte; ſo werden alle 

Anfprüche aus dem Zeitraum bis zum dten Juni 1815.7 wegen geleifteter 

Truppenverpflegung, Einquartierung, Naturallieferungen, Fuhren und Bo⸗ 

tengänge, als niedergeſchlagen und nicht weiter zur Verguͤtung geeignet, 

erklaͤrt. Dagegen ſollen aber = 1 
C wee) alle diejenigen Anſpruͤche, welche in dem vorgedachten Zeitraum, | 

) in Folge geſchloſſener Kontrakte der Kreisdeputationen, der Etappen⸗ 


e eee) durch foͤrmliche, ebenfalls von den genannten Behoͤrden, an Individuen 
..... gerichtete Requiſitionen, in ſofern damit ein ausdruͤckliches und gleich⸗ 


3˙²¹entſtanden ſind; desgleichen g f 
11 8 =. 0 die Forderungen wegen ſtatt gefundenen bagren Aufwandes fuͤr die La⸗ 
TFT eee zareth-Anſtalten, fo wie auch die Entſchaͤdigungs⸗Forderungen. wegen 
,,, eg oengh gabe der zu Lazarethen eingerichteten Gebäude und Lokale, und endlich 5 
e ee, eee die Forderungen wegen ruͤckſtaͤndigen, den Individuen noch zu verguͤten⸗ 
— An ge, eee, di e, d, de . den Regie- Aufwandes, i 8 8 
ee ebe, der nete, , zen aus, zur Liquidation angenommen, und nach erfolgter Pruͤfung und Feſiſtellung 
e eee eee derſelben baar in Preußiſchen Muͤnzſorten, wo nicht ein Anderes ausdruͤck⸗ 
lich ſtipulirt worden, oder auch, wo dieſes geſchehen kann, durch Abrechnung 
e e werden. Es dient zur Beruhigung, daß die hierzu bereits angewie⸗ 
5 5 8 „ ſenen Fonds, wozu auch die ruͤckſtändigen Peräquationsbeitraͤge ꝛc. gehören, 
FTT e ausreichen werden, ohne zu extraordinairen Auflagen ſchreiten zu muͤſſen. 
eee, de fit f, Damit aber die Regulirung der vorbemerkten, als verguͤtigungsfaͤhig anerkann⸗ 
eee ei e ai, ge ken Forderungen nicht in die Laͤnge gezogen werde, die Feſtſtellung und Be⸗ 
35 rlichtigung derſelben vielmehr in Ordnung erfolgen und rein abgeſchloſſen 
S ed kann, ſo ſollen die Anſpruchsberechtigten aufgefordert werden, ihre 


„ 76; RI Fan e un, - » , 
E27 Forderungen binnen einer 


j. dreimonatlichen Praͤkkluſiv⸗Friſt ze 5 
Hen e bene bei dem mit Abwicklung dieſer Angelegenheit ſpeziell beauftragten Regie⸗ 
rungs⸗Chef⸗Praͤfidenten von Schönberg zu Merſeburg portofrei anzu⸗ 
melden, die diesfaͤlligen Liquidationen mit einzureichen, und denſelben die 
erforderlichen Beweismittel beizufuͤgen. Alle nach Ablauf dieſes Termins 
nicht angemeldete Forderungen werden ohne weitere Ruͤckſicht und auch 
dann, wenn ſie fruͤher bereits bei irgend einer Behoͤrde angemeldet gewe⸗ 
ſen waͤren, fuͤr praͤkludirt erachtet, und von aller Bezahlung gusgeſchloſſen. 
Be 4) Se 


J Gegen die Feſtſetzungen des Liquidations⸗Kommiſſarii findet der Rekurs an 
die Miniſterien des Innern und des Schatzes, uͤbrigens aber ein prozeſſua⸗ 
liſches Verfahren nur bei ſolchen Forderungen ſtatt, welche auf foͤrmlich 
abgeſchloſſenen Kontrakten beruhen. f 
5) Denjenigen Kreiſen und Provinzen des Herzogthums Sachſen, welche fruͤher 
dem Verbande zur Peraͤquations⸗Anſtalt nicht beigetreten waren, nament⸗ 
lich der Oberlauſitz Preußiſchen Antheils, der Niederlauſitz, und Henneberg⸗ 
Schleuſingen, wird zwar uͤberlaſſen, die noch ruͤckſtaͤndige Ausgleichung des 
Kriegs-Aufwandes abgeſondert unter ſich ſelbſt zu bewirken, jedoch mit 
der Verpflichtung, ſich gleichfalls nach den vorſtehenden Grundſaͤtzen zu 
richten, und namentlich nur diejenigen Leiſtungen als verguͤtigungsfaͤhig 
anzuerkennen, welche als ſolche hier bezeichnet worden ſind. f 
Den Miniſterien des Innern und des Schatzes uͤberlaſſe Ich, hiernach 
uͤberhaupt das Weitere zu veranlaſſen, inſonderheit auch das Erforderliche zur 
offentlichen Kenntniß bringen zu laſſen. n N 
Berlin, den 2ten September 1821. 


er Friedrich Wilhelm.“ 


die Miniſterien des Innern und des Schatzes. 


(No, 684.) Allerhoͤchſte Deklaration vom 6ten Oktober 1824., betreffend die ſubſidiariſche 
== Verhaftung derjenigen Perfonen, deren Geſinde oder Angehoͤrige wegen 
Zaoll⸗ und Steuerdefraudationen beſtraft werden ſollen. 


Zu Löſung der nach Ihrem Bericht vom Iten Mai d. J. entſtandenen Zweißel 
über den Sinn und die Anwendung des H. 139. der Zoll und Verbrauchſteuer⸗ 
Ordnung vom 26ſten Mai 1818. und H. 83. der Ordnung zum Geſetz, wegen: 
Verſteuerung des inlaͤndiſchen Branntweins x, vom 8ten Februar 1819., in 
Betreff der darin ausgesprochenen Verhaftung mehrerer Gewerbtreibenden und 
anderer Perſonen für die, wegen Defraudationen ihres Geſindes und ihrer Ange: 
hoͤrigen, verwirkten Strafen, beſtimme Ich, daß, wenn die verbotwidrige Handlung 
oder Unterlaſſung in den Geſetzen mit einer Geldſtrafe verpönt iſt, der ſubſidia⸗ 
riſch Verhaftete ſelbige zu zahlen verpflichtet iſt, wenn fie wegen Unvermoͤgens 
des eigentlichen Verbrechers an demſelben nicht zur Vollziehung gebracht werden 
kann, and daß die koͤrperliche Strafe an dem eigentlichen Verbrecher erſt dann 
zu vollziehen iſt, wenn der ſubſidiariſch Verhaftete zur Zahlung der Geldbuße 
ebenfalls nicht im Stande ſeyn ſollte; dagegen in denjenigen Wiederholungsfaͤl⸗ 
len, wo nach den HH. 113. und 114. der Zoll⸗ und Verbrauchſteuer⸗-Ordnung 
vom 20ſten Mai 1818. anſtatt der Geldbuße auf verhaͤltnißmaͤßige Gefaͤngniß⸗ 
Zuchthaus⸗ oder Feſtungsſtrafe zu erkennen iſt, die ſubſidiariſche Zahlungs⸗Ver⸗ 
pflichtung einer Dafür eintretenden verhaͤltnißmaͤßigen Geldſtrafe erſt . 
f ſoll, 


a. 


ſoll, ſofern die körperliche Strafe an dem eigentlichen Verbrecher nicht zur Voll⸗ : 
ziehung gebracht werden kann. Berlin, den 6ten Oktober ER eg 
4 Friedrich Wilhelm. 
An er CB 
die Staatsminiſter von Kircheiſen und von Klewiz. 8 


— 


(No. 682.) Allerhoͤchſte Deklaration vom 14ten Oktober 1821. betreffend die Anwendung 
der rheiniſchen Strafgeſetze auf Mitſchuldige, welche an Vergehungen 
rheiniſcher Beamten Theil genommen. 


Auf Ihren Bericht vom Öfen Oktober d. J. ſetze Ich zur Erlaͤuterung Meiner Ka⸗ 
binetsorder vom Öfen Marz d. J. hierdurch feſt: daß die Unterſuchung gegen die 
den rheiniſchen Gerichtshoͤfen unterworfenen Mitſchuldigen, welche bei den Ver⸗ 
gehungen rheiniſcher Verwaltungsbeamten konkurriren, lediglich nach den Vor⸗ 
ſchriften der rheiniſchen Kriminalprozeßordnung gefuͤhrt, und die dortigen Straf⸗ 
geſetze auf fie zur Anwendung gebracht werden ſollen. 5 


Potsdam, den Iaten Oktober 1921. 2 ar 
| = en Friedrich Wilhelm. 
n f = 


den Staats- und Juſtizminiſter von Kircheiſen. ae 


3 


(Jo. 683.) Bekanntmachung vom 29ſten Oktober 182. betreffend die Allerhöchſt geneh⸗ 
rer migte Herabſetzung des Schleuſengeldes bei kleinen Fahrzeugen. £ 
en 5 


Des Königs Majeſtaͤt haben durch nachſtehende, an die unterzeichneten Mini⸗ 
ſterien gerichtete Allerhöchfte Order: : = u 
Ich genehmige, Ihrem Antrage vom Öfen d. M. gemaͤß, daß das Schleuſen⸗ 
geld von den in Ihrem Bericht bezeichneten kleinen Fahrzeugen auf die Hälfte 
des bisherigen Satzes von 1 Rthlr. herabgeſetzt und kuͤnftig nur mit 12 gGr. 
erhoben werde. Potsdam, den Igten Auguſt 1821. s ® 


| Friedrich Wilhelm. 
zu genehmigen geruhet, daß an allen Schleuſen, wo die Schleufen= Abgaben nach 
den Vorſchriften und Saͤtzen des H. 4. des Geſetzes vom liten Juni 1810. entrich⸗ 
von kleinen Fahrzeugen ohne Kafuͤte, oder von kleinen Seeboten, wenn ſie 
zum Waarentransport gebraucht werden, nur die Haͤlfte des bisherigen 
Schleuſengeldes, alſo Ein halber Thaler erhoben werden ſoll, . 
wonach ſich die Königlichen Regierungen zu achten, und die Hebungsſtellen anzu⸗ 
weiſen haben. Berlin, den 291ten Oktober 1821. N See 
Miniſterium d. Handels. General⸗Konkrolle. Miniſterium d. Finanzen 
v. Buͤlow. v. Lottum. N v. Rlew iz 


